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gefangen werden. Auf diese Weise kann die Solidarität zwischen
den Gemeinden, aber auch die Solidarität Einzelner und der
Gesellschaft gegenüber Menschen in Armut gestärkt werden.

Sozialabbau schafft neue Armutsrisiken

Armut ist und war schon immer ein kontroverses Thema in der
Gesellschaft. Am historischen Diskurs ist zu sehen, dass die Gesellschaft

dazu neigt, Armut als individuelles Problem Einzelner zu
betrachten. Doch dievertiefte Auseinandersetzung mit der Entwicklung
der Sozialhilfekosten zeigt, dass der Anstieg mit strukturell-gesellschaftlichen

Veränderungen und Rahmenbedingungen zu erklären
ist. Daraus lässt sich schliessen, dass mit sozialabbauenden
Massnahmen kaum Ursachen bekämpft werden, da diese ausserhalb der
Sozialhilfe zu suchen sind. Vielmehr besteht die Gefahr, dass neue
Risiken entstehen. Die Nothilfe auf immer mehr Personengruppen
auszuweiten - um nur ein Beispiel zu nennen -, birgt die Gefahr der

Schaffung einer «Schattensozialhilfe» mit allen Risiken, die mit
Exklusionsphänomenen (Verwahrlosung, Obdachlosigkeit, Kriminalität,

Gewalt, Parallelgesellschaften) einhergehen.
Eine erfolgreiche berufliche und soziale Integration gelingt dann
am effektivsten, wenn die Beteiligten auf Augenhöhe miteinander
arbeiten können. Das setzt entsprechende Rahmenbedingungen
voraus, die den Negativwettbewerb verhindern und Raum für
Eigenverantwortung und Solidarität ermöglichen. Mit der Verankerung

des sozialen Existenzminimums und dem klaren Auftrag der
beruflichen und sozialen Integralion an die Adresse der Sozialämter

wie auch der Armutsbetroffenen gelingt es der Regierung, eine
Basis zu schaffen, die dazu beitragen kann, dass weniger Menschen
auf Sozialhilfeleistungen zurückgreifen müssen.

Thomas Knill, 1972, ist Sozialarbeiter und war zehn Jahre lang in der
Sozialhilfe tätig. Heute arbeitet er am Fachbereich Soziale Arbeit der
FHS St.Gallen.

Die politische Verpflichtung

In der Sozialen Arbeit geht es um die individuelle, die
zwischenmenschliche, aber auch um eine
gesellschaftliche Ebene. Deshalb braucht es sozialpolitisches
Engagement.
TEXT: MARIA PAPPA

Gesellschaftliches Zusammenleben beinhaltet Wandel, aber auch
Problemlagen. Was als Problem oder eben als soziales Problem
wahrgenommen wird, wird durch die Gesellschaft definiert und
insbesondere im politischen Umfeld interpretiert. Der
gesellschaftliche Wandel kann somit auch neue oder andersartige soziale
Probleme zu Tage fördern. Während sich früher Institutionen,
beispielsweise die Kirchen, mit gesellschaftlichen Phänomenen und
Sinnfragen befassten und Menschen aus ihrer moralischen Sicht
Hilfe anboten, werden heutzutage immer mehr konfesssionsunab-
hängige, professionalisierte Institutionen damit beauftragt und
durch Steuergelder finanziert. Ausserdem sind durch die steigende
Komplexität und die pluralistischen Ströme auch immer mehr
Fachleute mit fundierter und breit gefächerter Ausbildung in der
Sozialen Arbeit gefragt. Die sozial tätigen Einrichtungen werden
dadurch vermehrt zu Experteninnen bezüglich Entstehung und
Entwicklung von sich wandelnden sozialen Problemlagen.

Alle Schuld dem Einzelnen?

Die Ursachen sozialer Probleme sind auf verschiedenen Ebenen
angesiedelt: auf der individuellen, der zwischenmenschlichen und
der gesellschaftlichen Ebene. Eine grosse Gefahr des heutigen
Zeitgeistes liegt, wie auch in früheren Zeiten, darin, nach dem
sogenannten Verursacherprinzip vorzugehen und die Schuldfrage
auf den Einzelnen, oder anders ausgedrückt, auf den Symptomträger

zu übertragen. Die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
hingegen, die soziale Probleme fördern oder gar erzeugen, werden
in weiten Teilen der Gesellschaft oft ausgeblendet. Die Tatsache

etwa, dass der Anteil von Alleinerziehenden (meistens Frauen) in
der Sozialhilfe vergleichsweise hoch ist, ist doch gerade ein
Zeichen, dass es sich hier nicht um ein individuelles, sondern um ein
gesellschaftliches beziehungsweise strukturelles Problem handelt.

Soziale Arbeit hat darum die Aufgabe, die drei oben genann
ten Ebenen immer wieder ins Verhältnis zueinander zu setzen. Das
bedeutet im Alltag, sich konkret zu fragen, welche Massnahmen auf
individueller oder zwischenmenschlicher Ebene nötig respektive
möglich sind, um aus der alltäglichen Not rauszukommen - und
gleichzeitig auch die gesellschaftliche Verantwortung nicht zu
vergessen und diese zu reflektieren. Beispielsweise die Frage, inwieweit
der aktuelle (politische) Zeitgeist durch gesetzliche Grundlagen und
Rahmenbedingungen ganze Bevölkerungsgruppen strukturell
benachteiligt oder gar ausgrenzt.

Nicht selten ist die Soziale Arbeit nämlich damit konfrontiert,
gesellschaftliche Verfehlungen ausbaden zu müssen. In unserer
Gesellschaft ist beispielsweise der Arbeitsmarkt sehr relevant dafür, ob

jemand in der Gesellschaft integriert ist und Ansehen geniesst.
Menschen, die aus dem Arbeitsmarkt rausfallen oder nicht die Möglichkeit

haben reinzukommen, haben es nicht nur in finanzieller Hin
sieht sehr schwer. Die Soziale Arbeit steht auf Grund der
gesellschaftlichen Wertvorstellungen und der menschenrechtlichen
Prinzipien in einem sozialpolitischen Spannungsfeld. Ihr primäres
Ziel ist es, sozial belastete Mitglieder der Gesellschaft zu befähigen,
die alltäglichen Herausforderungen zu bewältigen und sie dadurch
in eine würdevolle gesellschaftliche Teilnahme zurückzuführen
oder präventiv darauf zu achten, dass ihre Teilnahme weiterhin möglich

ist. Genauso haben sozial Tätige aber auch die Verpflichtung,
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gesellschaftliche Rahmenbedingungen zu verändern, die einzelne
Menschen oder Gruppierungen benachteiligen, beziehungsweise
auf eine Verteilungsgerechtigkeit der Ressourcen zu achten. Die
soziale Arbeit ist drei unterschiedlichen Mandaten verpflichtet, die das

Berufsfeld beinahe einzigartig erscheinen lassen und sowohl
gesellschaftliche Komplexität als auch Spannungsfelder beschreiben.

Erstes Mandat

Die Gesellschaft übergibt Aufträge zur Bearbeitung von Problemen
an die entsprechenden Institutionen. Die Professionellen der Sozi
alen Arbeit sind hier gefordert, diesen gesellschaftlichen Auftrag
nicht einfach so zu übernehmen, sondern sich auch Gedanken zu
machen, was nötig ist, um diese Aufgabe «ethisch korrekt» erfüllen
zu können. Anderenfalls läuft die Soziale Arbeit Gefahr, sich von
der Gesellschaft als Handlangerin für ethisch fragwürdige Aufgaben

instrumentalisieren zu lassen.

Zweites Mandat

Die berechtigten Ansprüche der unterstützungsbedürftigen Personen

stellen den zweiten Auftrag dar. Speziell in diesem Mandat ist
die direkte Abhängigkeit dieser Personen von den sozial tätigen
Personen. Im Gegensatz zu anderen öffentlichen Dienstleistungen
sind diese Personen auf das Angebot angewiesen. Der Druck ist
somit gross. Es besteht die Gefahr, dass sozial tätige Personen diese

Abhängigkeit ausnützen, sei es mit alltäglichen Schikanen oder
willkürlichen Sanktionen usw. Deshalb ist es umso wesentlicher,
die berechtigten Ansprüche der Klienten zu achten, gleichzeitig die
Menschenwürde zu respektieren und im Team sich gegenseitig zu
reflektieren und zu überprüfen.

Drittes Mandat

Das dritte Mandat verpflichtet sozial Tätige, nach einem professionellen

Verständnis zu handeln. Das beinhaltet nebst fachlichem
Wissen auch berufsethische Aspekte. Das ganze Handeln ist legitimiert

durch den Grundsatz der Wahrung der Menschenrechte und
der Menschenwürde. Zur Wahrung dieses dritten Mandates hat der
Berufsverband Avenir Social einen für die Soziale Arbeit allgemein
anerkannten Berufskodex erarbeitet. Sobald im Alltag Unsicherheiten

oder gewisse Spannungsfelder zwischen dem ersten und
zweiten Mandat auftauchen, soll dieser Kodex unabhängig von
Institutionsrichtlinien, gesellschaftlicher Aufträge und individueller
Ansprüche als ethischer Richtungsweiser Orientierung geben.

Aus all dem wird deutlich, dass ein politisches Engagement inner
halb der Sozialen Arbeit unumgänglich ist. Zum Teil fehlt das
gesellschaftliche Selbstverständnis, die Professionellen in der sozialen
Arbeit frühzeitig als Experten in die Bearbeitung sozialpolitischer
Fragestellungen miteinzubeziehen. Oft unterliegen solche Aufgaben

ausschliesslich politischen Funktionsträgern oder Gremien,
die nach einfachen kausalen Prinzipien verfahren, welche vor
allem parteipolitische Interessen oder kurzfristige und kostengünstige

Massnahmen im Fokus haben, geschehen beispielsweise bei
der ALV und IV-Revision oder auch bei der Betreuung der unbe-
gleiteten minderjährigen Asylsuchenden. Nicht selten werden
dadurch Probleme verschoben oder verlagert, weil fachliche Kriteri
en fehlen, die langfristige soziale und finanzielle Folgen sowie
auch ethische Überlegungen in ihrer ganzen Komplexität wahr
nehmen und in der Lösungsfindung berücksichtigen.

Gelebte Menschenwürde und Achtung der Menschenrechte
sind hohe Güter in einer Gesellschaft und untermauern unsere
demokratischen Prinzipien, oder wie das Bonmot so schön besagt:
«Eine Kette ist nur so stark wie ihr schwächstes Glied».

Berufskodex Soziale Arbeit: avenirsocial.ch/cm_data/Do_Berufskodex_
Web_D_gesch.pdf

Weitere Informationen: avenirsocial.ch

Maria Pappa, 1971, lebt in St.Gallen, ist Sozialpädagogin und war 14 Jahre im
Vorstand des Berufsverbandes AvenirSocial in der Sektion Ostschweiz.
Sie sitzt seit vier Jahren für die SP im Stadtparlament und ist Stadtratskandidatin

im zweiten Wahlgang, der am 27. November stattfindet.

maria-pappa.ch

Bodenseetagung 2016: Soziale Arbeit macht Politik

Donnerstag, 17. November, 9 bis 17 Uhr, Lokremise und
Fachhochschulzentrum St.Gallen

Anmeldeschluss: 7. November

Zwischen Spardruck und sozialer Verantwortung: In unserer
individualisierten und leistungsorientierten Gesellschaft stehen
Soziale Arbeit und Politik in einem engen Wechselverhältnis
zueinander - sprechen aber oft nicht die gleiche Sprache. Das
Handeln der Akteurinnen und Akteure sowie die Erwartungen
der Anspruchsgruppen treffen in wachsenden Spannungsfeldern

aufeinander.
Die diesjährige Bodenseetagung des Fachbereichs Soziale

Arbeit an der FHS St.Gallen lädt unter dem Titel «Soziale Arbeit
macht Politik» zu einem Trialog ein: Betroffene, Fachpersonen und
Politiker/innen diskutieren angelehnt an das ökonomische
Leistungsdreieck aus den Perspektiven der Leistungsempfänger/
innen, Leistungserbringer/innen und Leistungsbesteller/innen.
An fünf thematischen Lernorten gehen sie gemeinsam mit
den Teilnehmenden der Frage nach, wie die Zusammenarbeit in
den Spannungsfeldern neu gedacht werden kann.

Infos und Programm: bodeseetagung.ch
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